 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7100626/2022

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter ***R*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
*EEAdr*** vertreten durch , ***Stb***“ - Steuerberatungsgesellschaft m.b.H., ***Adr***,
Uiber die Beschwerde vom 28.06.2021, gegen den Bescheid des Finanzamtes Osterreich vom
27.05.2021 betreffend Festsetzung einer Zwangsstrafe gemal} § 16 WiEReG iVm § 111 BAO, zu
Recht erkannt:

|. Der Beschwerde wird gemaR § 279 BAO Folge gegeben.
Der angefochtene Bescheid wird - ersatzlos - aufgehoben.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art 133 Abs 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Beschwerdefiihrerin (Bf) ist eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung, die im Jahr 2017
errichtet und ins Firmenbuch eingetragen wurde. Seit Marz 2019 sind an der
Beschwerdefiihrerin ausschlieRlich natlirliche Personen beteiligt.

Mit Erinnerungsschreiben vom 15.02.2021 forderte die Abgabenbehdrde die Bf auf, die
Meldung der wirtschaftlichen Eigentlimer entsprechend der Bestimmung des § 5
Wirtschaftliche Eigentiimer Registergesetz (WIiEReG) bis spatestens 08.04.2021 vorzunehmen.
Fiir den Fall der Nichtbefolgung drohte die Abgabenbehorde die Festsetzung einer
Zwangsstrafe in Hohe von 1.000 € an.

Mit Bescheid vom 27.05.2021 setzte die Abgabenbehdérde die mit Erinnerungsschreiben vom
15.02.2021 angedrohte Zwangsstrafe in Hohe von 1.000 € fest. In der Begriindung fihrte sie
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aus, dass der Zweck von Zwangsstrafen darin bestehe, den Abgabepflichtigen bei einem
objektiven VerstoR gegen gesetzliche oder behordliche Anordnungen zur Befolgung selbiger zu
verhalten. Die Meldung der wirtschaftlichen Eigentimer im Sinne des § 5 WiEReG diene dem
Zweck der Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems flir Geldwascherei und Terrorismus-
finanzierung. § 16 WIiEReG sehe vor, dass die Abgabenbehorde die Vornahme der Meldung
nach § 5 WIiEReG durch Verhangung einer Zwangsstrafe gemafls § 111 BAO erzwingen kdnne,
wenn diese nicht oder nicht vollstandig erstattet werde. Da diese Meldung von der Bf nicht in
der vom Gesetz geforderten Weise erstattet worden sei, werde eine Zwangsstrafe in der Hohe
von 1.000 € festgesetzt. Zudem forderte die Abgabenbehérde die Bf auf, die bis dahin
unterlassene Meldung bis 19.07.2021 nachzuholen. Fiir den Fall der neuerlichen
Nichtbefolgung drohte die Abgabenbehdrde die Festsetzung einer weiteren Zwangsstrafe in
Hohe von 4.000 € an. Die Bf wurde ausdriicklich darauf hingewiesen, dass der gegenstandliche
Bescheid die zweite Aufforderung gemal} § 15 Abs 1 Z 2 WiEReG darstelle.

Mit Fax vom 28.06.2021 erhob die steuerliche Vertretung der Bf Beschwerde gegen den
Bescheid liber die Festsetzung einer Zwangsstrafe vom 27.05.2021 in Héhe von 1.000 € und
flhrte begriindend aus, dass es richtig sei, dass die steuerliche Vertretung keine Meldung
durchgeflihrt habe. Als steuerliche Vertretung der Bf sei sie beauftragt, die Meldung
durchzufiihren. Diese Meldung sei irrtiimlich nicht durchgefiihrt worden, da eine Befreiung von
der Meldepflicht gemaR § 6 Abs 2 WIiEReG vorliege, weil alle Gesellschafter natirliche
Personen seien. Es sei davon ausgegangen worden, dass in diesem Fall keine Meldung
erforderlich sei. Als dieses Missverstandnis bemerkt worden sei, sei der Fehler sofort behoben
und die Meldung am 02.06.2021 richtig abgegeben worden. Die steuerliche Vertretung
beantragte, die Zwangsstrafe auf Null herabzusetzen. Die steuerliche Vertretung libermittelte
unter anderem eine WiEReG-Meldung durch Parteienvertreter, die das Einbringungsdatum
01.06.2021 und bei ,,Eine Befreiung von der Meldepflicht gemal § 6 WIiEReG liegt vor:“ ,Ja“

ausweist.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 12.10.2021 wurde die Beschwerde als unbegriindet
abgewiesen und damit begriindet, dass § 5 Abs 1 letzter Satz WiEReG festlegt, dass
Rechtstrager, die nicht gemall § 6 WIiEReG von der Meldepflicht befreit seien, binnen vier
Wochen nach der Filligkeit der jihrlichen Uberpriifung gemaR § 3 Abs 3 WIiEReG die bei der
Uberpriifung festgestellten Anderungen zu melden oder die gemeldeten Daten zu bestitigen
hatten (jahrliche Meldepflicht). Die Bestatigung der gemeldeten Daten erfolge durch Abgabe
einer neuen Meldung, allerdings ohne dass die in das Meldeformular vorgeladenen Daten
abgeandert wiirden. Die Bf habe am 15.02.2021 eine Erinnerung zur Meldung der
wirtschaftlichen Eigentimer gemal} § 5 Wirtschaftliche Eigentimer Registergesetz (WIiEReG)
erhalten. In diesem Schreiben sei eine Nachmeldefrist unter Androhung einer Zwangsstrafe in
Hohe von 1.000 € gesetzt worden. Da verabsdumt worden sei, innerhalb der festgelegten
Nachfrist die Meldung der wirtschaftlichen Eigentiimer durchzufihren, sei die Beschwerde

abzuweisen gewesen.
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Mit Schriftsatz vom 14.11.2021 (Ubermittelt per Fax am 15.11.2021) ersuchte die steuerliche
Vertretung der Bf die Frist fir die Einreichung eines Rechtsmittels gegen die
Beschwerdevorentscheidung vom 12.10.2021, zugestellt am 14.10.2021, bis zum 30.11.2021 zu
erstrecken.

Mit Schriftsatz vom 30.11.2021 (Ubermittelt per Fax am 30.11.2021) ersuchte die steuerliche
Vertretung der Bf die Frist fir die Einreichung eines Rechtsmittels gegen die
Beschwerdevorentscheidung vom 12.10.2021, nunmehr bis zum 31.12.2021 zu erstrecken.

Mit Schriftsatz vom 23.12.2021 (Ubermittelt per Fax am 23.12.2021) ersuchte die steuerliche
Vertretung der Bf die Frist fiir die Einreichung eines Rechtsmittels gegen die
Beschwerdevorentscheidung vom 12.10.2021, bis zum 30.01.2022 zu verlangern.

Mit Schriftsatz vom 30.01.2022 stellte die steuerliche Vertretung der Bf den Antrag auf
Entscheidung liber die Beschwerde durch das Bundesfinanzgericht.

Mit Vorlagebericht vom 03.03.2022 wurde die Bescheidbeschwerde von der Abgabenbehdrde
zur Entscheidung durch das Bundesfinanzgericht vorgelegt und beantragt, den Vorlageantrag
zurlickzuweisen bzw im Fall einer inhaltlichen Entscheidung, die Beschwerde abzuweisen.

Il. Uber die Beschwerde wurde erwogen:

1. Folgender Sachverhalt wird der Entscheidung zu Grunde gelegt:

Beschwerdefihrerin (Bf) ist eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung, die mit Erklarung vom
29.03.2017 errichtet und am 15.04.2017 neu in das Firmenbuch eingetragen wurde.

Am 27.03.2019 erfolgte eine Eintragung einer Anderung im Firmenbuch, wonach an der
Beschwerdefiihrerin ausschliellich natlirliche Personen beteiligt sind. Am selben Tag wurde
diese Anderung in das Register der wirtschaftlichen Eigentiimer iibernommen und auch der
Eintritt der Meldebefreiung im Register der wirtschaftlichen Eigentlimer eingetragen.

Am 26.09.2019 erfolgte eine weitere Eintragung einer Anderung des wirtschaftlichen
Eigentlimers im Firmenbuch. An der Beschwerdefiihrerin sind weiterhin ausschlief3lich
naturliche Personen beteiligt.

Mit Erinnerungsschreiben vom 15.02.2021 forderte die Abgabenbehdrde die Bf auf, die
Meldung der wirtschaftlichen Eigentlimer entsprechend den Bestimmungen des § 5
Wirtschaftliche Eigentiimer Registergesetz (WIiEReG) bis spatestens 08.04.2021 vorzunehmen.
Fir den Fall der Nichtbefolgung drohte die Abgabenbehdrde die Festsetzung einer
Zwangsstrafe in Hohe von 1.000 € an.

Mit Bescheid vom 27.05.2021 setzte die Abgabenbehdérde die Zwangsstrafe mit 1.000 € fest.
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Am 01.06.2021 erfolgte die Meldung der wirtschaftlichen Eigentiimer.

In ihrem dritten Ansuchen um Verlangerung der Frist zur Einbringung eines Vorlageantrages
ersuchte die steuerliche Vertretung die Frist bis zum 30.01.2022 zu erstrecken.

Mit Schriftsatz vom 30.01.2022 (gesendet mit Fax am 31.01.2022) stellte die steuerliche
Vertretung der Bf den Antrag auf Entscheidung lber die Beschwerde durch das
Bundesfinanzgericht.

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus den von der Abgabenbehdrde dem
Bundesfinanzgericht vorgelegten Unterlagen, dem Firmenbuchauszug und dem Auszug aus
dem Register der wirtschaftlichen Eigentiimer.

2. Der festgestellte Sachverhalt ist in folgender Weise rechtlich zu wiirdigen:

2.1. Berechnung der Fristen

GemaR § 260 Abs 1 lit b BAO ist die Bescheidbeschwerde mit (...) Beschluss (§ 278)
zurlickzuweisen, wenn sie nicht fristgerecht eingebracht wurde.

GemaR § 108 Abs 3 BAO werden Beginn und Lauf einer Frist durch Samstage, Sonntage oder
Feiertage nicht behindert. Fallt das Ende einer Frist auf einen Samstag, Sonntag oder
gesetzlichen Feiertag, Karfreitag oder 24. Dezember, so ist der nachste Tag, der nicht einer der
vorgenannten Tage ist, als letzter Tag der Frist anzusehen.

Da die steuerliche Vertretung in ihrem dritten Ansuchen um Verlangerung der Frist zur
Einbringung eines Vorlageantrages um Fristerstreckung bis zum 30.01.2022 ersucht hat und
der 30.01.2022 ein Sonntag war, ist gemals § 108 Abs 3 BAO der nachste Tag —im
gegenstandliche Fall, Montag, der 31.01.2022 — als letzter Tag der Frist anzusehen.

Da die steuerliche Vertretung der Bf den Vorlageantrag am Montag, dem 31.01.2022 per Fax
Ubermittelt hat, wurde dieser fristgerecht eingebracht.

Der Vorlageantrag war somit nicht, als nicht fristgerecht eingebracht, zurtickzuweisen.

2.2. Zwangsstrafe

Die in § 1 Abs 2 Wirtschaftliche Eigentiimer Registergesetz (WiEReG) aufgelisteten
Rechtstrager, zu denen auch Gesellschaften mit beschrankter Haftung zahlen, haben gemaR
§ 5 Abs 1 WIEReG, die in dieser Bestimmung genannten Daten Uber ihre wirtschaftlichen
Eigentiimer an die Bundesanstalt Statistik Osterreich als Auftragsverarbeiterin der
Registerbehorde zu melden.
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GemaR § 3 Abs 1 WIiEReG haben die Rechtstrager die Identitat ihres wirtschaftlichen
Eigentiimers festzustellen und angemessene MaRnahmen zur Uberpriifung seiner Identitit zu
ergreifen, so dass sie davon liberzeugt sind zu wissen, wer ihr wirtschaftlicher Eigentimer ist.
Die Rechtstrager haben die Sorgfaltspflichten gemall § 3 Abs 1 WIiEReG zumindest jahrlich
durchzufiihren und dabei angemessene, prazise und aktuelle Informationen (iber die
wirtschaftlichen Eigentiimer, einschlieRlich genauer Angaben zum wirtschaftlichen Interesse,
einzuholen und zu prifen, ob die an das Register gemeldeten wirtschaftlichen Eigentiimer
noch aktuell sind (§ 3 Abs 3 WIiEReG).

Aus § 5 Abs 1 WIEReG ergibt sich, dass die Rechtstrager die Daten ihrer wirtschaftlichen
Eigentimer binnen vier Wochen nach erstmaliger Eintragung in das jeweilige Stammregister zu
Ubermitteln haben. Danach sind jahrlich innerhalb von vier Wochen nach Falligkeit der
jahrlichen Uberpriifung die festgestellten Anderungen zu melden oder die gemeldeten Daten
zu bestatigen. Bei Vorliegen einer Meldebefreiung gemaR & 6 WiEReG entfallt die Verpflichtung
zur Meldung der Anderungen, wenn die Eintragung im jeweiligen Stammregister binnen vier
Wochen beantragt wird.

GemaR § 6 Abs 2 WIEReG sind Gesellschaften mit beschrankter Haftung gemalR § 1 Abs 274
von der Meldung gemaR § 5 befreit, wenn alle Gesellschafter natiirliche Personen sind.
Diesfalls sind die im Firmenbuch eingetragenen Gesellschafter von der Bundesanstalt Statistik
Osterreich als wirtschaftliche Eigentiimer zu ibernehmen, wenn diese eine Beteiligung von
mehr als 25 vH halten. Halt kein Gesellschafter eine Beteiligung von mehr als 25 vH, so sind die
im Firmenbuch eingetragenen Geschiftsfiihrer von der Bundesanstalt Statistik Osterreich als
wirtschaftliche Eigentiimer zu ibernehmen. Wenn eine andere nattirliche Person
wirtschaftlicher Eigentiimer gemal § 2 der Gesellschaft mit beschrankter Haftung ist, dann hat
die Gesellschaft mit beschrankter Haftung eine Meldung gemaR § 5 Abs. 1 vorzunehmen.

Wird die Meldung gemal} § 5 WIiEReG nicht oder nicht vollstandig erstattet, kann die
Abgabenbehorde deren Vornahme durch Verhdngung einer Zwangsstrafe gemaR § 111
BAO erzwingen (§ 16 WIiEReG).

GemalR § 111 Abs 1 erster Satz BAO sind die Abgabenbehoérden berechtigt, die Befolgung ihrer
auf Grund gesetzlicher Befugnisse getroffenen Anordnungen zur Erbringung von Leistungen,
die sich wegen ihrer besonderen Beschaffenheit durch einen Dritten nicht bewerkstelligen
lassen, durch die Verhdngung einer Zwangsstrafe zu erzwingen. Zu solchen Leistungen gehort
auch die elektronische Ubermittlung von Anbringen und Unterlagen, wenn eine diesbeziigliche
Verpflichtung besteht.

Zweck der Zwangsstrafe ist, die Abgabenbehorde bei Erreichung ihrer Verfahrensziele zu
unterstitzen und die Partei zur Erflllung ihrer abgabenrechtlichen Pflichten zu verhalten
(vgl Ritz, BAOS, § 111 Tz 1).
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Nach § 111 Abs 2 BAO muss der Verpflichtete, bevor eine Zwangsstrafe festgesetzt wird, unter
Androhung der Zwangsstrafe mit Setzung einer angemessenen Frist zur Erbringung der von ihm
verlangten Leistungen aufgefordert werden.

Die Festsetzung einer Zwangsstrafe ist nur dann rechtwidrig, wenn die verlangte Leistung
unmdglich oder unzumutbar wére oder bereits erfolgt ist (vgl Ritz, BAO®, § 111 Tz 3; sowie
VWGH 22.04.1991, 90/15/0186). Die Zwangsstrafe ist nicht ein Mittel zur Ahndung eines
unrechtmaRigen Verhaltens, sondern dient einzig und allein dazu, ein Leistungsverhalten unter
Zwang herbeizufihren. Wurde die Leistung erbracht, ist der geforderte Zustand eingetreten,
bedarf es keines Zwanges mehr, eine Festsetzung ware daher unzulassig. Sie ware auch
unzuldssig, wenn die Leistung durch andere als durch den Abgabepflichtigen erbracht wurde
(vgl Stoll, BAO-Kommentar, 1201)

Malgeblicher Zeitpunkt fir die Erbringung der angeordneten Leistung(en) ist die Wirksamkeit
(§ 97 BAOQ) des die Zwangsstrafe festsetzenden Bescheides (vgl VWGH 22.04.1991,
90/15/0186).

Wie sich aus den Feststellungen ergibt, sind seit 27.03.2019 nur nattrliche Personen
Gesellschafter der Beschwerdefiihrerin. Die Eintragung dieser Anderung wurde innerhalb der
im § 6 WIiEReG vorgeschriebenen Frist von vier Wochen beim Firmenbuch beantragt.

Der belangten Behorde ist insoweit zuzustimmen, dass die Beschwerdefiihrerin vor Ergehen
der Erinnerung keine Meldung gemafl § 5 WiEReG vornahm.

Im Zeitpunkt der Erlassung des die Zwangsstrafe festsetzenden Bescheides - die Zustellung
erfolgte am 01.06.2021 - war die Anderung der direkten wirtschaftlichen Eigentiimer der
Beschwerdefiihrerin am 27.03.2019 bereits automationsunterstitzt ins Register der
wirtschaftlichen Eigentiimer Gbernommen und gleichzeitig der Eintritt der Meldebefreiung
eingetragen worden. Die belangte Behorde versuchte somit durch Festsetzung der
Zwangsstrafe von der Beschwerdefihrerin eine Meldung zu erzwingen, obwohl bereits eine
Befreiung von der Meldepflicht im Register eingetragen war.

Durch die automationsunterstiitzte Ubernahme des Gesellschafterwechsels aus dem
Firmenbuch erlangte die Behdrde Kenntnis von den an sich meldepflichtigen Anderungen.
Zwangsstrafen diirfen - wie bereits oben ausgefiihrt - nicht nach erbrachter Leistung und auch
dann nicht festgesetzt werden, wenn die Leistung in der Zwischenzeit von einer anderen
Person erbracht wird oder die Behdrde im Wege einer Nachschau sich Kenntnis verschafft
(Ritz, BAO®, § 111 Tz 3 mwN). Im vorliegenden Fall hatte die Behérde automationsunterstitzt
bereits am 27.03.2019 Kenntnis jener Umstande erlangt, deren Meldung mit bescheidmaRiger
Festsetzung einer Zwangsstrafe erreicht werden sollte.
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Wenn - wie im vorliegenden Falle - alle Gesellschafter natlirliche Personen sind, die im
Firmenbuch eingetragenen Gesellschafter von der Bundesanstalt Statistik Osterreich als
wirtschaftlicher Eigentiimer ibernommen werden, und keine andere natiirliche Person
wirtschaftlicher Eigentiimer der Gesellschaft mit beschrankter Haftung ist, dann war die
Gesellschaft mit beschrankter Haftung entsprechend der Bestimmung des § 6 Abs 2 WiIEReG
nicht verpflichtet, eine Meldung gemaR § 5 Abs 1 WiEReG vorzunehmen.

Dem Sinn und Zweck der von den Rechtstragern zu erstattenden Meldungen, dass namlich alle
inlandischen Behorden, die Geldwaschemeldestelle sowie alle inlandischen Verpflichteten auf
ein Register zugreifen kdnnen, in dem aussagekraftige Daten liber den wirtschaftlichen
Eigentiimer der Beschwerdefiihrerin gespeichert sind, war mit der Ubernahme der Daten aus
dem Firmenbuch entsprochen (vgl VWGH 26.03.2014, 2013/13/0022). Es bestand daher keine
erzwingbare Verpflichtung mehr zur Abgabe der in Rede stehenden Meldung gemaR § 5
WiEReG.

Die Festsetzung der Zwangsstrafe erfolgte somit zu Unrecht, der angefochtene Bescheid war
daher ersatzlos aufzuheben.

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.

2.3. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

In der Beschwerde werden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Art 133 Abs 4
B-VG grundsatzliche Bedeutung zukdme, insbesondere, da das Erkenntnis der Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes folgt.

Wien, am 9. Juni 2022

7von7



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Über die Beschwerde wurde erwogen:
	1. Folgender Sachverhalt wird der Entscheidung zu Grunde gelegt:
	2. Der festgestellte Sachverhalt ist in folgender Weise rechtlich zu würdigen:
	2.1. Berechnung der Fristen
	2.2. Zwangsstrafe
	2.3. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




